
185 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX.GP. 

29. 3. 1960 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom über 
öffentliche Schutzimpfungen gegen übertrag­

bare Kinderlähmung. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Eine öffentliche Schutzimpfung im Sinne 
dieses Bundesgesetzes ist die Einverleibung eines 
gemäß den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
zugelassenen Impfstoffes durch einen behördlich 
bestellten Impfarzt zum Zwecke .der Immunisie­
rung gegen übertragbare Kinderlähmung. 

(2) Die öffentliche Schutzimpfung umfaßt die 
Grundimmunisierung und die allenfalls notwen-
digen Auffrischungsimpfungen. . 

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung hat unter Berücksichtigung des jewei­
ligen Standes der medizinischen Wissenschaft die 
bei den öffentlichen Schutzimpfungen anzuwen­
denden Methoden und zu beachtenden Vor­
sichten durch Verordnung zu bestimmen. 

§ 2. Die öffentliche Schutzimpfung darf nur 
auf Grund freiwilliger Meldung der Impflinge 
vorgenommen werden; bei nichteigenberechtig­
ten Personen ist die vorherige Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters nachzuweisen. Die Zu­
stimmung umfaßt das Einverständnis zur Vor­
nahme der Grundimmunisierungund der allen­
falls notwendigen Auffrischungsimpfungen. 

§ 3. (1) Die öffentlichen Schutzimpfungen sind 
jeweils zu öffentlichen Impf terminen, die vOn der 
Bezirksverwaltungsbehörde festzusetzen sind, 
vorzunehmen. 

(2) Die öffentlichen Impf termine sind so fest­
zusetzen, daß in den der Impfung folgenden Som­
mermonaten bereits ein ausreichender Impfschutz 
zu erwarten ist. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat den für 
eine Gemeinde festgesetzten Impftermin zu ver­
schieben und einen neuen Impftermin zu bestim­
men, wenn in dieser Gemeinde eine übertrag­
bare Krankheit auftritt und durch die Abhaltung 
des Impf termins eine Verbreitung der übertrag­
baren Krankheit oder durch die Vornahme der 
öffentlichen Schutzimpfung zu diesem Zeitpunkte 
eine gesundheitlich ungünstige Beeinflussung von 
Personen zu befürchten ist. 

(4) Ober eine Maßnahme nach Abs. 3 ist Un­
verzüglich dem Landeshauptmann zu berichten. 

§ 4. Die zur Vornahme der öffentlichenSchutz­
impfungen erforderlichen Impfärzte sind vom 
Landeshauptmann aus dem Kreise der Amtsärzte 
und bei Bedarf aus dem Kreise der sonstigen, zur 
selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes in 
österreich berechtigten Ärzte zu bestellen. 

§ 5. (1) Die Gemeinden haben die für die Vor­
lühme der öffentlichen Schutzimpfung notwen­
digen Räume und das erforderliche Inventar be­
reitzustellen. Die Räume müssen so beschaffen 
sein, daß sie eine Trennung des Warteraumes 
vom Impfraum gestatten. Für den Impfarzt ist 
eine Waschgelegenheit bereitzustellen. 

(2) Den Gemeinden obliegt ferner die Beistel­
lung des für die Aufsicht über die Impflinge und 
für die Durchführung der Schreibarbeiten not-' 
wendigen Personals; dieses hat den Anordnungen 
des Impfarztes Folge zu leisten. 

§ 6. (1) Ober die Vornahme einet öffentlichen 
Schutzimpfung 'ist eine Impfbescheinigung auszu­
stellen. Die Impfbescheinigung ist dem Impfling 
auszufolgen; dieser hat sie bei. jeder weiteren 
Schutzimpfung mitzubringen. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über die 
Vornahme der öffentlichen Schutzimpfungen 
Vormerkungen zu führen. In diese Vormer­
kungen sind alle für die Durchführung der Imp­
fung sowie für die Auswertung, der Impferfolge 
wesentlichen Umstände einzutragen. 

§ 7. (1) Für öffentliche Schutzimpfungen darf 
nur ein Impfstoff zugelassen werden, der wirk­
sam und unschädlich ist. 

(2) Ober die Zulassung eines Impfstoffes hat 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
zu entscheiden; vor seiner Entscheidung hat das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung. ein 
Gutachten des Obersten Sanitätsrates einzuholen. 

(3) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn Um- , 
stände hervorkommen oder auftreten, die zu be­
rechtigtemZweifel hinsichtlich der Wirksamkeit 
oder der Unschädlichkeit des Impfstoffes Anlaß 
geben. 
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§ 8. Schutzimpfungen gegenübeitragbare Kin­
derlähmung, die nicht als öffentliche SdlUtzimp­
fungen im Sinne des § tAbs. 1 vorgenommen 
werden, sind vom impfenden Arzt der für seinen 
Benifssitz zuständigen Bezirksverwaltungsbe­
hörde umgehend zu melden. 

§ 9. Jeder zur selbständigen Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigte Arzt hat ihm in 
seiner beruflichen Tätigkeit bekanntgewordene 
gesundheitliche Störungen, die nach seinemärzt­
lichen Ermessen mit einer Schutzimpfung gegen 
übertragbare Kinderlähmung im Zusammenhang 
stehen können, der Bezirksverwaltungsbehörde 
seines Betufssitzes umgehend anzuzeigen. 

§ 10. Die Ausstellung der Impfbescheinigung 
(§ 6 Abs. 1) ist von der Stempelgebührenpflicht 
befreit. 

§ 11. (1) Die Gemeinden haben für die Kosten 
der ihnen gemäß § 5 obliegenden Aufg:tben 'ein­
schließlich der Betriebskosten der für die öffent­
liche Schutzimpfung benützten Räume aufzu­
kommen. 

(2) Der BUnd hat die Kosten des für die öffent­
liche Schutzimpfung vOh Kindern und Jugend­
lichen his zum' vollendeten 18: Lebensjahr be­
nötigten Impfstoffes zu übernehmen, wenn das 
Einkommen der zum Unterhalt: des Impflings 

'gesetzlich verpflichteten Person den Bel:r;ig von 
1800 S monatlich nicht übersteigt. Diese Ein­
kommensgreQ.ze erhöht si'ch für je<Ien weiteren 
Minderjährigen, zu dessen Unterhaltsleistung eine 
gesetzliche Verpflichtung besteht, um 500 S. 
Eigene Einkommen der Minderjährigen - aus­
genommen die Lehrlingsentschädigung - sind 
auf die vorgenannten Beträge anzurechnen, so­
weit sie monatlich 500 S übersteigen. Unter Ein­
kommen sind die Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes 1953 z.u verstehen. , 

(3) Die Länder haben in den Fällen, in denen 
eine Verpflichtung (les Bundes die übernahme 
der Impfstoffkosten nach Abs. 2 besteht, den son­
stigen Aufwand zu bestreiten, der sich' aus der 
Durchführung der öffentlichen . Schutzimpfung 
ergibt. Die nach Abs. 1 bestehende Verpflichtung 
der Gemeinde wird hiedurch nicht berührt. 

(4) Von den Fällen der Abs. 2 und 3 abgesehen, 
sind die Kosten der öffentlichen Schutzimpfung 
vom Impfling, bei minderjährigen Impflingen 
von der zur pnterhaltsleistung gesetzlich ver­
pflichteten Person zu tragen. 

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetze~ 
ist das Bundesministerium für soziale Verwal­
tung, hinsichtlich der §§ 10 und 11 im Einver­
nehmen mit dem .Bundesministerium für Fi­
nanzen betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

In den letzten Jahrzehnten haben di,e virus­
bedingten Erkrankungen des Zentralnervenr 
systerns in allen Staaten zugenommen. Die 
zahlenmäßiJg bedeutendste unJdgefährlichs,re Ur­
sache dieser Erkrarukul1gen 'stellt das Polio­
myelitiosrvirus dar, der Erreger der übertraglbaren 
Kindieri'ähmuu'g. 'Da die ühertraglbare Kinder­
lähmung in vielen FäHen DauerS«häden in Form 
von Lähmungen zur Folge hat und bei dieser 
Erkrankung im Verhilltnis zu anderen ende­
mischen Iruf;ektionskrankheiten die Sterblichtkeits­
quote überoi'es außerordentlich hoch iS1t, muß in 
dieser Krantkheit eine bewndere Gef,ahr für die 
V o1ksgesundlheit erblidn werden. 

Die Erfahrung hat geze.ilgt, daß diurch die Vor­
nahme aktiver Schutzimpfurugen die Anfälligkeit 
der Bevötkerunggegen übertr;]}gihare Kinder­
lähmung wei~gehend heraJbge'setzt unld vor allem 
da's Auftreten von D'auerlähmurugen in hohem 
Maße vermindert werdenkanlfi. Von der über­
legung ausgehend, daß diese Bekämpfungsmaß­
nahme epid,emiologis1ch nur d!a.nn ins Gewicht 
fällt, wenn sich weiteste BevölikeriUngsgruppen 
der aktiven Schutzimpfoog gegen übertra.gbare 
Kinderlähmung untemiehen und d'ies am besten 
in Form von öffentfichen Impfaktionen, die von 
den Gesundhevtslbehörden durchgeführt werden, 
geschieht, hat das Sundemliinisterium für soziale 
Verwalturug den vorliegenden, Entwurf eines 
Bundesgesetzes, über öfferrtliche Schutzimpfungen 
gegen übertragbare Ki,riderlähmurug llusgearbeitet. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
wird folgendeS" I;>emerkt: 

§ 1 definiert in s,einem Albs. 1 den BegriJff der 
öffentlichen Schutzimpfung gegen übertragbare 
Kinderlähmung. 

. Der Ab~. 2 umsch,reiht den Umfang der öffent­
lichen Schutzimpfull,g. 

Abs, 3 enthält eine Verordnungsermächtigung, 
die das, Bundesministerium für SOlZiale Verwaltung 
zur Erlassung näherer Vorschriften über die 
Impfmethoden, erforo'erlichenfalls den zeitlichen 
Abstand zwis,chen den einzelnen Teilimpfungen 
sowiJe die Zahl der Auffrischungs'impfungen be­
rechtigt. Die Aufnahme diesler Verol'dnungs­
ermächtigun,g erweist sLch aeshaJb als notwendig, 
weil die Fesdegung der durch diese Verordnung 
zu erlassenden Vorschriften im Gesetz selbst 
des'i>en Rahmen sprengen würde. 

§ 2 legt de:n Grundsatz der Freiwilligkeit der 
öffentlichen Schutzimpfung gegen übertragbare 
Kinderlähmung fest. 

Die §§ 3, 4 und 5 enthalten die näheren Detail­
vorsch,riiften über die Durchfriihrung der öffent­
lichen Impfungen. 

§ 6 sieht diie AusS'tellung einer Impfbescheini.­
gung vor. Dera,rtige Impfnachwei~e werden be­
reits bei den Schutzimpfungen gegen Diphtherie­
Tetanus-Pertussis ausgestellt und haben sich 
bestens bewährt. Das Führen von Impfvormer­
kungen bei den BClZirksrv.frwahungsbehörden ist 
notwendig, um die Gesundheitsbehöroen in die 
Lage zu versetzen, Wirksamtkeit u;rui Unsch,äd­
lichikeit solcher Impfungen fortlaufend über­
wachen zu könneru und um ihnen für etwa 
crforderHche epidemiologische Maßnahmen einen 
ständigen überblick über den Grad der Durch­
impfung der in Betracht kommenden Bevölke­
rungskreise zu bieten. 

§ 7 enthält ~n Grundzügen die Minde&tanforde­
'rungen für die Zulassung eines Imphtoffes für 
die öffentlichen Impfungen gegen übertragbare 
Kinderl~hm\lJng. 

§ 8 statuiert die Verpflich!rung, Impfungen, die' 
nicht als öffentliche Schrutzimpfungen im Sinne 
dieses Bundesgesetzes vorgenommen weroen, der 
zuständigen BClZirksverwaltungsbehörde zu mel­
den. Diese Verpflichtung erscheint aus seuchen-

. polilZeilich,en Gl'Ülnden geboten. 

§ 9 legt gleichfalls eine Meldeverpflichtung fest, 
die unhedingt notwendig ist, um di,e Gesundheits~ 
behörden in die Lage zu versetzen, Wirksamkeit 
und' UnschädlichJke1t solcher Impfungen laufend 
überwachen zu können. 

§ 10 \Jefreit im Hinblick a~,f das, bestehende 
öffentliche Interesse das Ausstellen der Impf­
bescheiJnigungen von der Stempelgebührenpflicht. 

§ 11 bestimmt, inwieweit die durch die Vor-' 
nahme öffentlicher Schutzimpfungen entstehen­
den Kosten durch di,e öffentliche Hand getragen 
werden. Durch, die in den Abs. 2 und 3 getroffene 
Regelung soll sichergeSitellt werden, daß die durch 
die übertragba,re Kinderlähmung am stärksten 
gefährdete Bevölkerungsgruppe der Kander und 
Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr weitest-
möglich erfaßt wird. . 

Die im § 11 in A~i:cht genommene Regelung 
stUtzt sich auf das Eng'ebnis von Verhandlungen 
mit den Ländern und Gemeinden im Sinne des 
§ 15 des FinanzausgleichsIgesetzes 1959.' 
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Kostenaufstellung 

Wie aus der AktenlaJge ersichtlich iSlt, wurde 
als GrundlaJge für die ,Berechnungen des Kosten­
aufwand'es hei, Vomahme von Polioomyelitis­
Schutzimpfurngen in dem v0l?- den Ländern ge­
forderten Personenkreis der sogenannten "Be­
dürftigen" atllgenommen, daß diese etwa 10 v. H. 
der allgemeinell! Bevölkerung ausmachen. Es 
wurde versucht, nähere Unterlagen Üiber die Zahl 
der Lohnempfänger mit einem Lohn von unter 
1800 S zu enmittdIl!. Es konnten weder vom 
Osterreichischen Statistischen Zentralamt mangels 
einer österreichiochen Famili:enstatistik, noch vom 
Hauptverband der öster:reichischen Sozialversich,e­
rungsträger, noch ,auch vom österreichisdten 
Gewerks,chaftsibund il1gendwelche Unterlag'e;n er­
halten werden. Led~g1ieh die Arbeiterkammer 
für Wien war in der Lage, eini:ge Daten, die bei 
der Köstenherech'nung Verwenidung finden 
können, anzugeben. Eine s'tichprobenweise Er­
mittlung in den Jahren 1954/55erga,b bei der 
städtischen Bevölkerung Usterreichs' folgendes: 
von 100 FamilienbelJiehen 467 v. H. ein Ein~ 
kommenull'ter 18'00 S. Auf Grund de.r E1r.gebnisse 
der letzten Volkszählung (1951) wurden sodann 
für die städtische Bevölkerung in österreidt 
655.293 Ehepaare, die ke]ne Kinder haben, er­
mi ttel t. Vergleichbare Unterlagen über die Ver­
hältnisse bei der ländlich,en Hevölkerung ko·nnten 
aber nicht beschafft werden. 

N ach Ansicht des, BUnJdesminisltetmms für 
soziale Verwaltung ist die eingangs genannte Zahl 
von 10 v. H. zu niedrig gegriffen, während die 
von der Arbeiterkammer als eher zu hoch an­
zusehen ist. Unter Mitberücksichtigung der Tat­
sache, daß 'ein! gew]sse,r Prozentsatz der zu 
Impfenden weiterhin, dul"ch Pnivatärzte, trotz 
eines Gesetz'es und somit einer verhilligten be­
ziehungsweise kostenlosen Impfmöglichkeit, ge­
impft weroen wird, erscheint es nach Ansicht des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung ver­
tretbar, der Kostenberechnung einen Proz'entsatz 
von 30 v. H. der zu Impfenden zugrunde zu 
legen. Die weite Spanne zwislchen 10 v. H. und 
30 v. H. ermöglicht aber eiJnen genügend weiten 
Spielraum, in welchem jene Familienerhalter ein­
gereiht werden können, welche zwar mehr als 
1800 S monatlich verdienen, aber illfolge ihrer 
Kinderzahl doch nach Abzug von 500 S pro zu­
sätzliches Kind gemäß Ges1etzentwurf in den Kreis 
der "Bed'Ürftigen" gerechn,et wel1den müssen. 
Unter Berücksichügung der nunmehr neuerlich 

verlbilli.gten Impfstoffpreise (zirka 9 S pro cm3
) 

ergibt :.ich somit folgendes: 
Wie bereits früher fesygestellt, beträgt die 

Zahl der o~ biJs 18 jährigen, die für eine Impfung in 
Betracht kommen, 1,800.000. Da nach der all­
geme~nen Erfahrung mit e1ner Impfbeteiligung 
von 60 v. H. zu redtnen ~st, kämen insgesamt 
1,080.000 Kinder in Frage. Da in einzelnen 
Bundesländern in den vengangenen Jahren bereits 
Poliomyelitis - Schutzimpfungen durchgeführt 
wuroen, und zwar, vorwiegend in den mittleren 
Altersklassen der jetzt 1- bis, 20jährigen, kommen 
diese für die Impfung nicht mehr in Betracht. 
Es könn,en daher von den 1,080.000 Impflingen 
rundl 300.000 (Geimpfte 1958) a,bge'l"echnet 
werden. :Es verbleiben somit 780.000. Im Jahre 
1959 kann mit einer Zahl von rund 350.000 
Impfungen - vollständige Er:gebnisse liegen der­
zeit noch nicht vor - gerechnet weroen. Es ver­
bleiben somit für das Jahr 1960 zirka 430.000 
Personen für die Impful1Ig. InfoIge ,de'r il1JZwisdlen 
verstrichenen Zeit muß ein Jahrgatllg !pit 60.000 
Impflingen d'azugerechnet werden. Unter Zu­
grundelegung des del1Zeitigen Durchslchnittspreises 
für eine Dosis Vakzine von 9 S erg~bt si.eh. somit 
für di'e dreimaIi,ge Impfung dieser 490.000 Per­
sonen ein voraussichtlidter Kostenaufwand von 
13,230.000 S. Da, wie aus den vorangehenden 
Ausführungen ersichtlich ist, etwa 30 v. H. der 
aHgemeinen Bevölkerung als bedürftig anzusehen 
sein werden, er6äJbe si-<;h aus der ühernQhme der 
lmpfstoffkoste;n für die Impfung dieses, Personen­
kreises -ein Betrag von 3,969.0005. Da aber mit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes frühestens· im 
Mai oder JUilll 1960 zu rechnen ist, in den 
Sommermonaten jedoch aus epidemiologischen 
Gründen keine Poliomyeliti;s~Schutzimpfungen 
vorgenommen werden können, werden die ersten 
Impfungen nadt dies-ern Gesetz voraussichtlich 
erst im Herbst laufenden Jahres be,ginn.en. Aus 
diesem Grunde wird es IliUr möglich sein, zwei 
l'eilimpfungen im laufenden Jahr durchzuführen. 

Die für das heurige Jahr zu erwartenden 
Kosten für die Durchführung von Poliomyelitis­
Schutzimpfungen würden sich somit unter Zu­
g.runJddegun;g der oben angeführten Kostenre'ch­
nung auf etwa 2,600.000 S belaufen. Dies-e Summe 
wiro in den dem Bundesministerium für soziale 
Verwaltung nach dem Bundesfinanzgesetz 1960 
zur Verfügll'ng stehenden Kredi tmi tteln ihre 
Deckung finden. 
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